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Bilanz zur 100. Sitzung der laufenden Amts-
periode – „Der G-BA ist nach wie vor das 
beste Modell, um eine hochwertige Versor-
gung zu gewährleisten“  
Berlin, 19. Januar 2017 – Anlässlich der 100. Sitzung des Plenums des 
Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA) in der laufenden dritten 
Amtsperiode erklärte der unparteiische Vorsitzende, Prof. Josef Hecken, 
am Donnerstag in Berlin: 

„Dies ist ein sehr guter Anlass, um die Arbeitsergebnisse für diesen Zeit-
raum zu bilanzieren: Wir haben seit dem 1. Juli 2012 bis heute 1290 Be-
schlüsse gefasst, die die medizinische Versorgung von Patienten und 
Versicherten in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) verbes-
sern und weiterentwickeln – teilweise im Detail, teilweise durch Neuord-
nung eines ganzen Versorgungsangebots.  

Für über 70 Millionen Versicherte eine gute gesundheitliche Versorgung 
zu gewährleisten, ist eine politische Daueraufgabe. Die Politik ist kon-
frontiert mit einem rasanten medizinisch-technischen Fortschritt, den de-
mografischen Veränderungen unserer Gesellschaft und der Notwendig-
keit stabiler Versicherungsbeiträge. Zu Recht setzt sie bei der Bewälti-
gung dieser Herausforderungen auf verlässliche Selbstverwaltungsstruk-
turen. Das belegt ein Blick auf die zahlreichen Gesetze, die den G-BA in 
seiner dritten Amtsperiode unmittelbar betroffen haben und im nächsten 
Jahr betreffen werden.  

Bei den bereits abgeschlossenen Gesetzgebungsverfahren ging es so-
wohl um neue Aufgabenpakete als auch um ein Nachschärfen beste-
hender Kompetenzen. Die Parlamentarier hatten in diesem Zusammen-
hang aber auch die Strukturen und Prozesse des G-BA im Blick: Neue 
Kompetenzen gingen beispielsweise mit der Einbindung neuer Akteure 
in die Beratungsprozesse und veränderten Stimmrechten einher. Die 
Beratungen im G-BA wurden dadurch zwar noch aufwendiger und teil-
weise langwieriger, aber diesen Preis sollten uns fundierte und ausge-
wogene Beschlüsse wert sein. 

Eine inhaltliche Bilanz zur 100. Sitzung der laufenden Amtsperiode kann 
angesichts des breiten Aufgabenspektrums nur kursorisch sein. Aber 
selbst dieser Ausschnitt der Ergebnisse macht deutlich, dass es sich 
lohnt, an der Delegation von Aufgaben an die Selbstverwaltung festzu-
halten und die Strukturen nicht ihrer Substanz zu berauben.  

Arzneimittel: Neues wurde zu Bewährtem 
Das als „lernendes System“ angelegte AMNOG-Verfahren – die frühe 
Nutzenbewertung neuer Arzneimittel – funktioniert. Es ist als Instrument 
etabliert und wird in seinen Grundsätzen nicht mehr in Frage gestellt, 
auch wenn sich weitere Änderungen mit dem Arzneimittelversorgungs-
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stärkungsgesetz bereits ankündigen. Themen wie fehlende oder schwa-
che Daten zum Endpunkt Lebensqualität, der Umgang mit oft fehlender 
Evidenz zu Langzeiteffekten und der Umgang mit dem atypischen Zulas-
sungskonzept der „Adaptive Pathways“ auf Basis noch unvollständiger 
Daten sowie die Tatsache, dass Orphan-Arzneimittel über das gesetzli-
che Privileg bei zum Teil schlechter Datenlage und nur geringfügigen 
patientenrelevanten Effekten dennoch mit extremen Jahrestherapiekos-
ten (100 000 bis 500 000 Euro) in die Versorgung kommen, werden den 
G-BA und das Verfahren der frühen Nutzenbewertung aber auch weiter-
hin vor Herausforderungen stellen.  

In den sechs Jahren AMNOG hat der G-BA mehr als 200 Bewertungs-
verfahren zu neuen Wirkstoffen und Wirkstoffkombinationen abgeschlos-
sen: Die Ergebnisse dienen nicht nur als Basis für die dann auszuhan-
delnden Erstattungsbeträge, sondern auch als wertvolle Informations-
quelle für Therapieentscheidungen. In 22 Prozent der Fälle wurde in der 
Bewertung ein beträchtlicher Zusatznutzen ausgesprochen. Im Bereich 
der Onkologika waren es sogar 36 Prozent in dieser Nutzenkategorie. 
Ein geringer Zusatznutzen ergab sich bei 18 Prozent. 16 Prozent der be-
werteten Wirkstoffe gingen mit positiver Nutzenbewertung in der Stufe 
„Zusatznutzen nicht quantifizierbar“ in die Statistik ein. Insgesamt konnte 
in 57 Prozent aller Bewertungsverfahren ein Vorteil des neu zu bewer-
tenden Wirkstoffs gegenüber der zweckmäßigen Vergleichstherapie ge-
zeigt werden. Dabei ist zu beachten, dass ein Zusatznutzen oft nicht für 
das gesamte Anwendungsgebiet, sondern nur für bestimmte Patienten-
gruppen ausgesprochen werden konnte. Der G-BA ist vom Gesetzgeber 
aufgefordert, Patientengruppen zu identifizieren und zu beschreiben, die 
besonders von dem neuen Wirkstoff profitieren.  

Darüber hinaus hat der G-BA bisher 788 Beratungsverfahren zu Studien 
und Dossiers der pharmazeutischen Industrie durchgeführt, davon 102 
mit Beteiligung der Bundesoberbehörden Bundesinstitut für Arzneimittel 
und Medizinprodukte (BfArM) und Paul-Ehrlich-Institut (PEI), sowie 73 
auf europäischer Ebene mit der zentralen Zulassungsagentur EMA und 
europäischen HTA-Schwesterinstitutionen des G-BA, wie dem engli-
schen National Institute for Health and Care Excellence (NICE) oder der 
französischen Haute Autorité de Santé (HAS).  

Nicht zu vergessen sind neben der frühen Nutzenbewertung die routine-
mäßige Bearbeitung der weiteren Regelungsaufträge des G-BA bei der 
Arzneimittelversorgung einschließlich Schutzimpfungen. So wurden al-
lein 60 Beschlüsse zu Festbetragsgruppen gefasst, über 100 zu arznei-
mittelähnlichen Medizinprodukten und zahlreiche weitere zur OTC-Über-
sicht, dem Off-Label-Use, der Aut-Idem-Regelung, zu Therapiehinwei-
sen, Lifestyle-Arzneimitteln, Verordnungseinschränkungen und -aus-
schlüssen und zur Schutzimpfungs-Richtlinie.  
 
Fristgerecht hat der G-BA zudem diejenigen Arzneimittel in eine Substi-
tutionsausschlussliste aufgenommen, die von den Apotheken generell 
nicht durch ein wirkstoffgleiches Produkt ersetzt werden dürfen. Die 
Festlegung, welche Arzneimittel nicht ausgetauscht werden dürfen, dient 
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der Verbesserung der Therapiesicherheit der Patientinnen und Patien-
ten. 

ASV: Vernetzte Versorgung durch interdisziplinäres Team 
Mit den Voraussetzungen für Angebote der ambulanten spezialfachärzt-
lichen Versorgung (ASV) legt der G-BA seit 2012 die Grundlagen für ei-
nen Versorgungsansatz, der nicht an den Sektorengrenzen von „ambu-
lant“ und „stationär“ halt macht: Die ASV-Richtlinie löst nach und nach 
die „alte“ Richtlinie zur ambulanten Behandlung im Krankenhaus ab und 
beschreibt die Anforderungen an die Krankenhaus- und Vertragsärzte, 
den Leistungsumfang sowie den Zugang der Patientinnen und Patienten 
mit bestimmten schweren und seltenen Erkrankungen zu diesem Ver-
sorgungsbereich. Erkrankungsspezifische Anforderungen hat der G-BA 
bislang für Patientinnen und Patienten mit Tuberkulose, atypischer My-
kobakteriose und Marfan-Syndrom, gastrointestinalen Tumoren und Tu-
moren der Bauchhöhle, gynäkologischen Tumoren sowie pulmonaler 
Hypertonie, rheumatologischen Erkrankungen und Mukoviszidose be-
schlossen. 

Bedarfsplanung: Flexibel und zielgenau 
Mit der Neufassung der vertragsärztlichen Bedarfsplanungs-Richtlinie 
setzte der G-BA seinen Auftrag aus dem am 1. Januar 2012 in Kraft ge-
tretenen GKV-Versorgungsstrukturgesetz um. Der G-BA bewältigte hier 
25 Beratungsverfahren mit abschließender Beschlussfassung zur Aktua-
lisierung der zum 1. Januar 2013 neu gefassten Richtlinie. Neue Ele-
mente zur Messung und Beurteilung von Versorgungsgraden sowie zur 
Steuerung von Niederlassungsmöglichkeiten wurden eingeführt. Mit dem 
Ziel, den Zulassungsausschüssen ein möglichst praxistaugliches Bedarf-
splanungsinstrumentarium zur Verfügung zu stellen, folgten zahlreiche 
notwendige Anpassungen, weitere sind bereits in Arbeit.  

Neu hinzu kamen die Aufgaben mit Relevanz für die Krankenhauspla-
nung: Fristgerecht legte der G-BA die Regelungen fest, nach denen 
Krankenhäuser und Krankenkassen die sogenannten Sicherstellungszu-
schläge zu vereinbaren haben. Bundeseinheitlich festgelegt wurden die 
Voraussetzungen für die Zuschlagsfähigkeit eines Krankenhauses, die 
Auswirkungen unzureichender Qualität sowie die Überprüfung der Zu-
schlagsfähigkeit durch die zuständigen Landesbehörden. 

DMP: Mehr Kompetenz, mehr Angebote 
Der Gesetzgeber übertrug dem G-BA zum 1. Januar 2012 die umfas-
sende Kompetenz für die inhaltliche Ausgestaltung von strukturierten 
Behandlungsprogrammen für chronische Erkrankungen (Disease-Ma-
nagement-Programme, DMP) – vorher hatten die Inhalte nur Empfeh-
lungscharakter. Inhaltlich legte der G-BA mit der Erstfassung einer 
neuen DMP-Richtlinie die Grundlage für die fortlaufende Aktualisierung 
der bereits bestehenden und die Gestaltung neuer DMP. Nach einem öf-
fentlichen Themenfindungs- und Priorisierungsverfahren beschloss der 
G-BA, die Beratungen zu neuen DMP für die rheumatoide Arthritis, chro-
nische Herzinsuffizienz, Osteoporose und Rückenschmerz aufzuneh-
men. Durch das GKV-Versorgungsstärkungsgesetz erhielt der G-BA den 
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Auftrag, neben einem DMP Rückenleiden auch eines zu Depressionen 
zu beschließen. 

Methodenbewertung: Medizinischer Nutzen als Dreh- und Angel-
punkt 
Einen unverändert hohen Stellenwert behielt die Aufgabe des G-BA, 
neue diagnostische und therapeutische Methoden zu bewerten: Gibt es 
wissenschaftliche Belege für den medizinischen Nutzen? Gibt es Hin-
weise auf ein Schadenspotenzial? So konnte das Leistungsspektrum der 
GKV zum Nutzen der Patientinnen und Patienten erweitert werden: 

• Frauen haben Anspruch auf drei Basis-Ultraschalluntersuchungen 
während einer Schwangerschaft. Mit einem Merkblatt werden 
Schwangere umfassend und wissenschaftlich fundiert über Vorteile, 
aber auch über unerwünschte Wirkungen und Risiken der Untersu-
chung informiert. 

• Jedes Neugeborene kann auch auf Mukoviszidose (zystische Fib-
rose) untersucht werden. Ziel des neuen Screening-Angebotes ist 
es, für betroffene Kinder einen möglichst frühen Behandlungsbeginn 
zu ermöglichen. 

• Der G-BA ergänzte die Kinderuntersuchung U1/U2 um die Pulsoxy-
metrie. Mit dieser Methode können bestimmte Herzfehler erkannt 
werden, die bei Ultraschalluntersuchungen während der Schwanger-
schaftsvorsorge oder nach der Geburt bislang nicht entdeckt werden 
konnten. 

• Die Kinder-Richtlinie ist neu gefasst worden, das Kinderuntersu-
chungsheft – besser bekannt als „Gelbes Heft“ – entsprechend über-
arbeitet und zudem um wichtige Informationen für Eltern ergänzt. 

• Männer ab 65 Jahren haben Anspruch auf ein Ultraschallscreening 
zur Früherkennung von Bauchaortenaneurysmen.  

• Die kontinuierliche interstitielle Glukosemessung mit Real-Time-
Messgeräten (rtCGM) wurde für Diabetikerinnen und Diabetiker, die 
einer intensivierten Insulinbehandlung bedürfen, eine weitere Leis-
tung der gesetzlichen Krankenkassen.  

Der G-BA ist seiner Verantwortung aber auch gerecht geworden, indem 
er Methoden, für die kein Nutzen oder sogar ein Schadenspotenzial fest-
gestellt wurde, aus der Versorgung ausgeschlossen hat: 

• Intrakranielle Stenosen (Verengungen von Blutgefäßen im Gehirn) 
dürfen nur noch bei bestimmten Patientengruppen mit Stents (Ge-
fäßstützen) behandelt werden, da die Ergebnisse randomisierter und 
kontrollierter Studien für ein Schadenspotenzial der Methode bei den 
untersuchten Patientengruppen sprechen, die einen breiten Einsatz 
im Rahmen der Sekundärprävention des Schlaganfalles gegenwärtig 
nicht rechtfertigen lassen. 

• Der Einsatz von AK-Stents (antikörperbeschichtete Gefäßstützen) ist 
für einen Großteil der Patientinnen und Patienten mit Koronargefäß-
stenosen (Verengung von Herzkranzgefäßen) keine Behandlungsop-
tion mehr. Für keine der betrachteten Patientengruppen konnte ein 
Nutzen dieser Stents gegenüber den Therapiealternativen belegt 
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werden. Entsprechend dürfen – außer bei Patienten und Patientin-
nen, bei denen andere Stents nicht in Frage kommen – AK-Stents 
nicht mehr eingesetzt werden. 

• Da keine wissenschaftlichen Belege für den Nutzen der vom G-BA 
geprüften arthroskopischen Verfahren zur Behandlung der Gonarth-
rose (Arthrose des Kniegelenks) gefunden werden konnten, dürfen 
bestimmte arthroskopische Behandlungsverfahren wie Gelenkspü-
lung und Knorpelglättung nicht mehr zulasten der gesetzlichen Kran-
kenkassen erbracht werden.  

Mit Inkrafttreten des GKV-Versorgungsstrukturgesetzes erhielt der G-BA 
die Möglichkeit, bei unzureichender Studienlage selbst Wissen zu gene-
rieren und Methoden mit „Potenzial“ erproben zu lassen: Für die Erpro-
bung von Untersuchungs- und Behandlungsmethoden beschloss der  
G-BA die erforderlichen Ergänzungen seiner Verfahrensordnung. Auch 
Hersteller von Medizinprodukten können beim G-BA einen Antrag auf 
Erprobung ihrer Methode stellen. Dem ersten Beschluss einer Erpro-
bungs-Richtlinie zur Magnetresonanztomographie-gesteuerten hochfo-
kussierten Ultraschalltherapie zur Behandlung des Uterusmyoms (gutar-
tige Tumoren der Gebärmutter) liegt ein solcher Antrag zugrunde. Der 
G-BA hat das Instrument der Erprobung nun auch für ein eigenes Be-
wertungsverfahren genutzt und aktuell eine Erprobungs-Richtlinie für die 
allogene Stammzelltransplantation bei Multiplem Myelom beschlossen; 
zahlreiche weitere Erprobungs-Richtlinien befinden sich in der Beratung. 

Auch für das 2016 neu eingeführte Verfahren zur beschleunigten Bewer-
tung neuer Methoden, die auf dem Einsatz von Medizinprodukten hoher 
Risikoklasse beruhen, hat der G-BA die Verfahrensregelungen festge-
legt, die hierbei anzuwenden sind. Die Umsetzung des Gesetzesauftra-
ges aus dem GKV-Versorgungsstärkungsgesetz ist angelaufen. 

In seinen derzeit laufenden Bewertungsverfahren befasst sich der G-BA 
unter anderem mit biomarkerbasierten Tests zur Entscheidung für oder 
gegen eine adjuvante systemische Chemotherapie beim primären 
Mammakarzinom. Als weiteres Prüfverfahren neuer Untersuchungs- und 
Behandlungsmethoden soll hier die Bewertung des Telemonitorings mit-
hilfe von aktiven kardialen implantierbaren Aggregaten bei ventrikulärer 
Tachyarrhythmien sowie Herzinsuffizienz als neue Behandlungsme-
thode Erwähnung finden. 

Heilmittel, Hilfsmittel, Krankentransport und mehr: Allein zehn 
Richtlinien zu Veranlassten Leistungen 
Welche Leistungen dürfen Ärzte in welchem Umfang und bei welchen 
Erkrankungen verordnen? Das Spektrum an Beschlüssen, die zu dieser 
Fragestellung vom G-BA in der laufenden Amtsperiode in insgesamt 43 
Beratungsverfahren gefasst wurden, ist sehr breit, die Auswahl deshalb 
kursorisch: 

• Subkutane Infusionen können unter bestimmten Voraussetzungen 
nun auch im Rahmen der häuslichen Krankenpflege erbracht wer-
den.  
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• Für „Träger“ des Methicillin-resistenten Staphylococcus aureus 
(MRSA) ist eine ambulante Sanierungsbehandlung möglich. 

• Das Spektrum der Diagnosen und der Fähigkeitsstörungen, bei de-
nen die Verordnung einer Soziotherapie in Betracht kommt, wurden 
mit einer Neufassung der Soziotherapie-Richtlinie erweitert und prä-
zisiert. 

• An dem Übergang von stationärer zu ambulanter Versorgung, dem 
Entlassmanagement, wurden die Grundlagen für die Verordnungs-
möglichkeiten von häuslicher Krankenpflege, Heilmitteln, Hilfsmitteln 
und Soziotherapie geregelt.  

• Für die vertragszahnärztliche Versorgung gibt es eine Heilmittel-
Richtlinie mit einem eigenen Heilmittel-Katalog. 

• Das Verfahren zur Genehmigung eines langfristigen Heilmittelbe-
darfs wurde vereinfacht.  

Qualitätssicherung: Patientensicherheit und Transparenz  
Mit einer Vielzahl von Beschlüssen zur stationären, ambulanten und 
sektorenübergreifenden Qualitätssicherung wurden im Laufe der dritten 
Amtsperiode die Qualität der Leistungserbringung und die Transparenz 
darüber vorangebracht. Weiterhin gelang der Einstieg in eine qualitäts-
orientierte Versorgungssteuerung fristgerecht.  
Auch hier kann die Ergebnisdarstellung nur kursorisch sein: 

Die Vorgaben für die Qualitätsberichte der Krankenhäuser präzisierte 
der G-BA Zug um Zug, um den Informationsgehalt für Patienten und Ein-
weiser weiter zu verbessern: Die in der Amtsperiode geänderten Vorga-
ben betreffen die Verkürzung des Rhythmus der Berichterstattung von 
bisher zwei Jahren auf ein Jahr, die künftige Einbeziehung aller Stand-
orte eines Krankenhauses, zusätzliche Informationspflichten zum Thema 
Hygiene und Vereinfachungen zum vorgeschriebenen Dateiformat des 
Berichts. Zudem müssen Krankenhäuser ab dem Berichtsjahr 2014 in 
ihren Qualitätsberichten auch Angaben zum klinischen Risikomanage-
ment und zu Fehlermeldesystemen, zum Qualitätsmanagement, zum 
patientenorientierten Lob- und Beschwerdemanagement und zum Vor-
liegen sogenannter Chefarztverträge machen. Für Krankenhäuser, die 
gegen ihre Pflicht zur Qualitätsberichterstattung verstoßen, ist ein Sank-
tionsverfahren etabliert worden.  

Die Qualitätssicherungs-Richtlinie Früh- und Reifgeborene sieht eine 
nach dem Risikoprofil des Früh- oder Reifgeborenen differenzierte Zu-
weisung in eine Versorgungsstufe vor. Auf der neonatologischen Inten-
sivstation eines Perinatalzentrums muss jederzeit mindestens eine Kin-
derkrankenpflegerin oder -krankenpfleger je intensivtherapiepflichtigem 
Frühgeborenen mit einem Geburtsgewicht von unter 1500 Gramm ver-
fügbar sein, bei der Intensivüberwachung gilt ein Schlüssel von eins zu 
zwei. 40 beziehungsweise 30 Prozent der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter des Pflegedienstes müssen außerdem eine Fachweiterbildung im 
Bereich „Pädiatrische Intensivpflege“ abgeschlossen haben.  



 

Seite 7 von 10 

 Pressemitteilung Nr. 01 / 2017 
vom 19. Januar 2017 

  

Für minimalinvasive Herzklappeninterventionen gelten qualitätssi-
chernde Mindeststandards. Krankenhäuser, die kathetergestützte Aor-
tenklappenimplantationen (TAVI) oder das Clipverfahren an der Mitral-
klappe (transvenöse Clip-Rekonstruktion der Mitralklappe) durchführen 
wollen, müssen bestimmte strukturelle, fachliche und personelle Anfor-
derungen nachweislich erfüllen, um diese Leistungen zulasten der ge-
setzlichen Krankenversicherung anbieten zu dürfen. Die Richtigkeit der 
Angaben kann vom Medizinischen Dienst der Krankenversicherung 
(MDK) vor Ort überprüft werden. 

Die medizinische Behandlungsqualität von Herzkatheteruntersuchungen 
– der Koronarangiographie und der perkutanen Koronarintervention 
(PCI) – wird sowohl ambulant als auch stationär gesichert in einem ein-
richtungs- und sektorenübergreifenden Qualitätssicherungsverfahren. 
Mit einem ebenfalls sektorenübergreifenden Qualitätssicherungsverfah-
ren zur Vermeidung nosokomialer Infektionen und postoperativer Wund-
infektionen werden postoperative Wundinfektionen, die innerhalb eines 
festgelegten Zeitraums nach bestimmten, vorher festgelegten operativen 
Eingriffen diagnostiziert werden, erfasst: Unabhängig davon, ob der Ein-
griff in einer Klinik, einer Praxis oder einem Medizinischen Versorgungs-
zentrum stattgefunden hat. 

Die Erstfassung einer sektorenübergreifend geltenden Qualitätsmanage-
ment-Richtlinie regelt die grundsätzlichen Anforderungen an ein einrich-
tungsinternes Qualitätsmanagement in Praxen und Kliniken.  

Werdende Eltern und einweisende Ärzte können auf der Website perina-
talzentren.org die Ergebnisdaten zur Behandlungsqualität aller derjeni-
gen Krankenhäuser einsehen, die für die Versorgung von Frühgebore-
nen mit sehr niedrigem Geburtsgewicht zugelassen sind.  

Entsprechend dem Gesetz zur Weiterentwicklung der Finanzstruktur und 
der Qualität in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-FQWG) 
gründet der G-BA eine Stiftung für Qualitätssicherung und Transparenz 
im Gesundheitswesen. Die Stiftung des privaten Rechts ist Trägerin des 
gleichnamigen fachlich unabhängigen Instituts. Das Institut für Qualitäts-
sicherung und Transparenz im Gesundheitswesen (IQTIG) erarbeitet im 
Auftrag des G-BA Maßnahmen zur Qualitätssicherung und zur Darstel-
lung der Versorgungsqualität im Gesundheitswesen.  

Für die Krankenhausplanung sind künftig die Qualitätsindikatoren aus 
den Leistungsbereichen gynäkologische Operationen, Geburtshilfe und 
Mammachirurgie relevant. Eine neue Richtlinie „plan. QI-RL“ regelt das 
Verfahren zur Ermittlung und Übermittlung der Qualitätsergebnisse. 

Psychotherapie: Strukturelle Weiterentwicklung 
Mit einer Strukturreform der Psychotherapie-Richtlinie wurden neue Ele-
mente in die Versorgung eingeführt, beispielsweise die psychotherapeu-
tische Sprechstunde, die psychotherapeutische Akutbehandlung oder 
Maßnahmen zur Vermeidung von Rückfällen (Rezidivprophylaxe). Wei-

http://www.perinatalzentren.org/
http://www.perinatalzentren.org/
https://www.iqtig.org/startseite/
https://www.iqtig.org/startseite/
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tere Änderungen betreffen die Förderung der Gruppentherapie, die Be-
willigung beziehungsweise Anzeige von Leistungen gegenüber den 
Krankenkassen und die Qualifikation von Gutachtern.  

Für die Behandlung gesetzlich krankenversicherter Patientinnen und Pa-
tienten, die an einer Posttraumatischen Belastungsstörung (PTBS) lei-
den, steht Eye-Movement-Desensitization and Reprocessing (EMDR) 
als Behandlungsmethode im Rahmen eines umfassenden Behandlungs-
konzeptes der Verhaltenstherapie, der tiefenpsychologisch fundierten 
Psychotherapie oder der analytischen Psychotherapie zur Verfügung. 

Durch eine entsprechende Richtlinienänderung können die psychoanaly-
tisch begründeten Verfahren ebenso wie die Verhaltenstherapie jeweils 
als Einzelbehandlung, als Gruppenbehandlung oder in Kombination 
durchgeführt werden.  

Innovationsausschuss: Ein vielversprechender Start 
Von hohen Erwartungen aber auch Skepsis begleitet nahm im Jahr 2016 
der neu konstituierte Innovationsausschuss beim G-BA seine Arbeit auf. 
Insgesamt gingen knapp 700 Förderanträge mit einem Gesamtantrags-
volumen von 1,7 Milliarden Euro ein. Nach gründlicher Prüfung der Pro-
jekte auf ihre Förderfähigkeit aus den Mitteln des Innovationsfonds 
konnte im Ergebnis die Mittelvergabe an 29 Antragsteller zu „neuen Ver-
sorgungsformen“ und an 62 zur Versorgungsforschung beschlossen 
werden. Unterstützt werden Projekte, bei denen wir fest davon ausge-
hen, dass sie das Versorgungsangebot der gesetzlichen Krankenversi-
cherung weiterentwickeln können.  

Soweit der Blick auf die Arbeitsergebnisse, an deren Zustandekommen 
in dieser Quantität und Qualität viele Akteure mit hoher Kompetenz be-
teiligt waren. Auch im Namen der unparteiischen Mitglieder Dr. Regina 
Klakow-Franck und Dr. Harald Deisler danke ich deshalb allen, die in 
den zurückliegenden viereinhalb Jahren mit uns gemeinsam im und für 
den G-BA gearbeitet haben und dies auch weiterhin tun: den Gremien-
mitgliedern aus den Trägerverbänden, den ehrenamtlichen Stellvertrete-
rinnen und Stellvertretern der Unparteiischen, den Patientenvertretern, 
der Geschäftsführung, den Mitgliedern des Innovationsausschusses und 
des Expertenbeirats sowie den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der 
Geschäftsstellen. Die Fähigkeit aller Beteiligten, auch in schwierigen 
Verhandlungssituationen gute Lösungen auf den Weg zu bringen, ist die 
Basis für die Erfolgsbilanz des G-BA, und zwar nicht als Selbstzweck, 
sondern zum Wohl der Versicherten und Patienten. Der G-BA ist nach 
wie vor das beste und aus unserer Sicht alternativlose Modell, um eine 
hochwertige Versorgung zu gewährleisten.“  

Hintergrund: Dritte Amtsperiode des G-BA 

Zum 1. Januar 2004 wurde mit Inkrafttreten des GKV-Modernisierungs-
gesetzes der Gemeinsame Bundesausschuss gemäß § 91 SGB V als 
sektorenübergreifendes Gremium geschaffen. Die bis dahin bestehen-
den Bundesausschüsse, der Koordinierungsausschuss und der Aus-
schuss Krankenhaus wurden zum G-BA zusammengefasst. 

https://innovationsfonds.g-ba.de/
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Seit Beginn der dritten Amtsperiode am 1. Juli 2012 haben die haupt-
amtlichen unparteiischen Mitglieder Prof. Josef Hecken, Dr. Harald Deis-
ler und Dr. Regina Klakow-Franck folgende Aufgaben im G-BA über-
nommen: 
Unparteiischer Vorsitzender ist Prof. Josef Hecken, zuständig für die Ar-
beitsbereiche Arzneimittel, Bedarfsplanung und Veranlasste Leistungen. 
Dr. Harald Deisler hat die Leitung der Unterausschüsse Methodenbe-
wertung, Psychotherapie und Zahnärztliche Behandlung inne.  
Dr. Regina Klakow-Franck ist die Vorsitzende der Unterausschüsse 
Qualitätssicherung, Disease-Management-Programme und Ambulante 
spezialfachärztliche Versorgung.  
Die unparteiischen Mitglieder tragen die Prozessverantwortung für die 
Sachgebiete und Aufgaben, die in den Unterausschüssen bearbeitet 
werden.  

Eine Amtsperiode dauert sechs Jahre, die derzeit laufende endet am 
30. Juni 2018. Entsprechend den gesetzlichen Vorgaben (§ 91 SGB V) 
werden die Positionen der Unparteiischen auf Basis einvernehmlicher 
Vorschläge der Trägerorganisationen des G-BA besetzt. Für eine Beru-
fung der Unparteiischen schlagen die Trägerorganisationen des G-BA 
dem BMG spätestens 12 Monate vor Ablauf der Amtszeit geeignete 
Kandidaten vor. Das BMG übermittelt die Vorschläge an den Ausschuss 
für Gesundheit des Deutschen Bundestages. Bei Bedenken kann der 
Ausschuss einer Berufung mit einer Zweidrittel-Mehrheit widersprechen, 
sofern er die Unabhängigkeit oder die Unparteilichkeit der vorgeschlage-
nen Personen als nicht gewährleistet ansieht. Die Trägerorganisationen 
des G-BA müssen dann innerhalb einer Frist von sechs Wochen einen 
neuen gemeinsamen Kandidatenvorschlag einreichen. Im Falle eines er-
neuten Widerspruchs des Ausschusses entscheidet das BMG über die 
Neuberufung. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anlage: 

Meilensteine der dritten Amtsperiode 
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Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Beschlussgremium der gemein-
samen Selbstverwaltung der Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten, Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. Er be-
stimmt in Form von Richtlinien den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) für etwa 70 Millionen Versicherte. Der G-BA legt fest, welche Leistungen der medizini-
schen Versorgung von der GKV übernommen werden. Rechtsgrundlage für die Arbeit des G-BA 
ist das Fünfte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB V). Entsprechend der Patientenbeteiligungs-
verordnung nehmen Patientenvertreterinnen und Patientenvertreter an den Beratungen des  
G-BA mitberatend teil und haben ein Antragsrecht. 

Den gesundheitspolitischen Rahmen der medizinischen Versorgung in Deutschland gibt das 
Parlament durch Gesetze vor. Aufgabe des G-BA ist es, innerhalb dieses Rahmens einheitliche 
Vorgaben für die konkrete Umsetzung in der Praxis zu beschließen. Die von ihm beschlossenen 
Richtlinien haben den Charakter untergesetzlicher Normen und sind für alle Akteure der GKV 
bindend. 

Bei seinen Entscheidungen berücksichtigt der G-BA den allgemein anerkannten Stand der medi-
zinischen Erkenntnisse und untersucht den diagnostischen oder therapeutischen Nutzen, die 
medizinische Notwendigkeit und die Wirtschaftlichkeit einer Leistung aus dem Pflichtkatalog der 
Krankenkassen. Zudem hat der G-BA weitere wichtige Aufgaben im Bereich des Qualitätsmana-
gements und der Qualitätssicherung in der ambulanten und stationären Versorgung. 

      

http://www.g-ba.de/

